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Antikorruptionsgesetz: Änderungen des Kodex Medizinprodukte
Das Sponsoring der passiven Teilnahme an Fortbildungsveranstaltungen. Von Rechtsanwältin Anna Stenger, LL.M., Bad Homburg.

40 Jahre Privatzahnärztliche Vereinigung Deutschlands
Generationswechsel in der PZVD: Beständigkeit und große Aufgaben für den neuen Vorstand.

BAD HOMBURG – Der Kodex  
Medizinprodukte des BVMed wurde 
zum 1. Januar 2018 ergänzt. Diese 
Ergänzung betrifft das Sponsoring  
der passiven Teilnahme an Fort­
bildungsveranstaltungen und hat 
mittelbar auch Auswirkungen auf 
die Regelungen des Antikorruptions­
gesetzes.

Beim Kodex Medizinprodukte 
handelt es sich zwar um einen Bran­
chenkodex, dem seitens der Gerichte 
grundsätzlich nur indizielle Bedeu­
tung zugemessen wird. Von Behör­
den und Staatsanwaltschaften wird 
er jedoch weithin als Auslegungs­
hilfe anderer gesetzlicher Regelun­
gen herangezogen.

Betroffen ist das Sponsoring 
externer Fort- und  
Weiterbildungsveranstaltungen

Die Änderung betrifft § 8 Abs. 2 
Nr. 2 des Kodex Medizinprodukte. 
Dort wird die finanzielle individuelle 
Unterstützung der passiven Teil­
nahme (d. h., das reine Zuhören ohne 
selbst zu referieren) von Beschäftig­
ten medizinischer Einrichtungen und 
übrigen Fachkreisangehörigen an ex­
ternen Fort- und Weiterbildungsver­
anstaltungen geregelt. Extern bedeu­
tet, dass die Veranstaltungen nicht 
von dem jeweiligen Hersteller selbst 
organisiert werden. Diese Form des 
Veranstaltungssponsorings wurde 
bisher – auch unter Verweis auf  
§32 Abs. 2 MBO-Ä und §7 Abs. 2 
HWG – für zulässig erachtet.

Vorsicht beim Sponsoring  
der passiven Teilnahme

Im Rahmen dieser individuellen 
Kostenübernahme hat der BVMed 
nun in §8 Abs. 2 Nr. 2b eine Fußnote 

eingefügt, in der es heißt: „Bei der 
unmittelbaren Übernahme von Fort- 
und Weiterbildungskosten zuguns­
ten des Teilnehmers (individuelle 
Kostenübernahme), die derzeit in 
Deutschland gesetzlich nicht verbo­
ten ist, wird momentan diskutiert, 
inwieweit die direkte Unterstützung 

von Beschäftigten wissenschaftlicher 
und medizinischer Einrichtungen 
und sonstiger Leistungserbringer so­
wie aller übrigen Fachkreisangehö­
rigen zu Informations-, Fort- und 
Weiterbildungsveranstaltungen 
(Kongressen) in Zukunft durch Her­
steller und Vertreiber weitergeführt 
werden soll bzw. kann.

Der europäische Medizinpro­
dukteverband MedTech Europe 
schreibt in seinem „Code of Ethical 
Business Practice“ vor, dass die Mit­
gliedsunternehmen des Verbandes 
ab dem 1.1.2018 keine direkte Unter­
stützung von Fachkreisen zur passi­
ven Teilnahme an drittorganisierten 
Konferenzen (Phase out direct spon­
sorship) mehr leisten dürfen.

Oberstes Ziel für alle im Ge­
sundheitsmarkt Beteiligten ist es,  
zu vermeiden, unter Korruptions­
verdacht zu geraten. Eine voll­

kommene Risikominimierung kann 
deshalb bei der direkten Unter­
stützung der passiven Teilnahme 
an drittorganisierten Konferenzen 
nur dadurch erreicht werden, in­
dem die Unternehmen eine der­
artige Unterstützung gänzlich ein­
stellen.

Praktische Relevanz des Kodex 
Medizinprodukte ist beachtlich

Auch wenn es sich beim Kodex 
Medizinprodukte „nur“ um einen 
Branchenkodex handelt, ist die 
praktische Relevanz erheblich. Für 
die Auslegung der Strafvorschriften 
§§299a, 299b StGB insbesondere  
die Frage, ob eine bestimmte Ver­
haltensweise unlauter ist, werden  
die Verhaltenskodizes der Branche 
gerne von Staatsanwaltschaften he­
rangezogen.

Auch wenn der Kodex Medizin­
produkte als Verhaltenskodex unter­
halb des Ranges einer gesetzlichen 
Norm steht, kann einem Verstoß 
indizielle Bedeutung zukommen.

Anfangsverdacht der Korruption
Daher gilt die Empfehlung, von 

der Individualunterstützung der 
passiven Teilnahme externer Fort­

bildungen Abstand zu nehmen.  
In einigen deutschen Staatsanwalt­
schaften setzt sich zunehmend die 
Ansicht durch, dass die Unterstüt­
zung einer passiven Teilnahme zu­
mindest immer einen erheblichen 
Anfangsverdacht der Korruption  
begründe, da eine solche finanzielle 

Unterstützung durch ein Unter­
nehmen sicher nicht ohne Grund 
erfolge.

Zurückhaltung empfiehlt sich 
auch vor dem Hintergrund, dass  
der europäische Medizinprodukte­
verband MedTech Europe in seinem 
„Code of Ethical Business Practice“ 
die direkte Unterstützung von Fach­
kreisen zur passiven Teilnahme an 
drittorganisierten Konferenzen be­
reits gänzlich untersagt. Zwar be­
zieht sich die Fußnote des Kodex 
Medizinprodukte lediglich auf die 
Übernahme von Kosten der passiven 
Teilnahme an externen Fort- und 
Weiterbildungsveranstaltungen. Da 
einige Staatsanwaltschaften aber 
jegliche Form der Unterstützung  
der passiven Teilnahme kritisch 
werten, ist auch bei der Übernahme 
von Kosten von internen Fortbil­
dungen Vorsicht geboten.

Änderung bezieht sich  
nicht auf Referentenkosten

Die Übernahme von Referen­
tenkosten und das Sponsoring wis­
senschaftlicher Veranstaltungen wird 
hingegen bislang nicht als unzu­
lässig erachtet und ist auch nicht 
von der Ergänzung des Kodex Me­
dizinprodukte umfasst.

Fazit
Die Übernahme von Fortbildungs­

kosten bei einer passiven Teilnahme  
an Veranstaltungen rückt mehr und 
mehr in den Fokus. Durch die Ergän­
zung des Kodex Medizinprodukte liegt 
nunmehr ein weiterer Anhaltspunkt 
vor, der einen Anfangsverdacht der 
Korruption begründen kann. Gerade 
einen solchen Anfangsverdacht gilt es 
aber zu vermeiden. Bereits ein Ermitt­
lungsverfahren der Staatsanwaltschat 
bringt oftmals – unabhängig vom Aus­
gang des Verfahrens – erheblichen 
Schaden für die Betroffenen mit sich. 

Deshalb sollte von einer Indivi­
dualunterstützung der passiven Teil­
nahme externer Fortbildungen Ab­
stand genommen werden. Die Ein­
haltung sowohl der berufsrechtlichen 
Bestimmungen als auch der Verhal­
tenskodizes der Branchen reduziert 
das Risiko eines Strafverfahrens. 

MÜNCHEN – Dr. Wilfried Beck­
mann aus Gütersloh ist nach zehn 
Jahren an der Spitze der Privatzahn­
ärztlichen Vereinigung Deutsch­
lands e.V. (PZVD) bei der diesjähri­
gen Mitgliederversammlung nicht 
mehr angetreten. Als Nachfolger 
wählten die Delegierten Mitte Ja­
nuar in Hamburg Dr. Georg C. 
Kolle, Privatzahnarzt aus Gifhorn, 
zum neuen Präsidenten der PZVD.

Dr. Kolle, seit 2001 niederge­
lassen und seit 2006 Privatzahn­
arzt, betritt mit der Übernahme 
des Ehrenamts in der PZVD kein 
Neuland. Er war als Vorstandsmit­
glied lange Jahre an der Seite von 
Dr. Wilfried Beckmann und prägte 
die Arbeit im Vorstand mit. So ori­
entiert sich das von der PZVD ins 
Leben gerufene „private Behand­
lungskonzept“ streng am Bedarf 

des Patienten und damit an den 
medizinischen Erfordernissen an 
Prophylaxe und Heilung mit best­
möglicher Versorgung nach dem 
neuesten Stand von Wissenschaft 
und Technik und letztlich auch am 
Patientenwunsch. Im Mittelpunkt 
steht der Mensch, die Einfluss­
nahme von Dritten, z. B. Kosten­
erstattern, auf die Behandlungs­
planung lehnt die PZVD ab. 

Mit dem Rückzug von Dr. Wil­
fried Beckmann aus dem Vorstand 
der PZVD geht auch eine Ära zu 
Ende. Sein langes, ehrenamtliches 
Engagement an der Spitze von di­
versen (standes-)politischen Ver­
bänden und Vereinen, darunter der 
Freie Verband Deutscher Zahn­
ärzte, dessen Vorsitzender er von 
1997 bis 2005 war, war und ist ge­
prägt von dem Streben nach „Zahn­
medizin gelebt in der privaten 
Rechtsbeziehung zwischen Patient 
und Zahnarzt“. 

Auch Dr. Marcus Flach beendet 
seine langjährige Mitarbeit im Vor­
stand, für den er den PZVD-Brief  
redigiert und Verbandskontakte  
gehalten hat. Gedankt wurde ihm 
auch für seine umfassende Tätigkeit 

als Vizepräsident und Schatzmeister 
der Vereinigung.

Das Hauptaugenmerk des neuen 
Präsidenten gilt einer Erneuerung 
der Gebührenordnung für Zahn­
ärzte (GOZ) mit dem Ziel, das 
Thema Erstattung deutlich mehr  
in den Vordergrund zu rücken, 
während das Praxisteam realisti­
sche Honorare für eine zukunfts­
offene Zahnmedizin erhält.

Der Vorstand der PZVD hat sich 
insgesamt verjüngt, ohne auf die  
Expertise durch langjährige Vor­

standsmitglieder zu verzichten. Für 
Erfahrung stehen sicherlich der neue 
Vizepräsident Dr. Christian Lex aus 
Nürnberg sowie Generalsekretär Dr. 
Gerd Mayerhöfer aus Düsseldorf.

Schatzmeister Joachim Hoff­
mann aus Kirchhundem gehört zu 
den Erfahrenen in Hinblick auf die 
politische Ausrichtung. Neu im Vor­
stand sind die beiden Beisitzer Dr. 
Tore Thomsen aus Hamburg und 
Dr. (syr.) Noelle Minas aus Gifhorn.

In wenigen Sätzen fasst Dr. 
Kolle zusammen, worin er das der­
zeitige Arbeitsfeld für zahnärzt­
liche Berufspolitik sieht: „Medizin 
muss so unabhängig sein, dass Ver­
sicherungsaspekte keinen Einfluss 
auf die Erbringung der Leistung 
haben, egal, ob eine Bürgerversi­
cherung oder das bewährte duale 
System die Erstattungsseite regeln. 
Freiheit liegt schließlich nicht da­
rin, allen Menschen eine identische 
Behandlung angedeihen zu lassen, 
sondern Freiheit liegt in der eigenen 
privaten Entscheidung. Jedem Bür­
ger muss jede Behandlung offen­
stehen.“ 

Quelle: PZVD
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Dr. Georg C. Kolle (© Foto: privat)

Dr. Wilfried Beckmann (© Foto: privat)
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Bohren, Füllen & Co.: 
bald Aufgabe der ZFA?

Niederländischer Gesundheitsminister plant Ausweitung des Tätigkeitsfeldes.

Röntgen Zahnärzte häufi ger, 
wenn sie daran verdienen?

Aktuelle Studie belegt: Finanzielle Interessen haben 
Einfl uss auf den Umfang der Behandlungen.

EDINBURGH – Eine groß ange­
legte Studie des National Health 
Service Schottlands (NHS Scot­
land) untersuchte über einen Zeit­
raum von zehn Jahren den Zusam­
menhang von Behandlungen und 
Bezahlungsoptionen bei Dental­
medizinern. Gegenstand der Unter­
suchung waren schottische Zahn­
ärzte und ihre Patienten, da sich 
das schottische Gesundheitssystem 
hierfür besonders gut eignete. So 
praktizieren in Schottland sowohl 
Vertragszahnärzte, die ein festes 
Gehalt bekommen, als auch Hono­
rarzahnärzte, die jede Leistung ab­
rechnen können. Auf diese Weise 
gelang es den Forschern, fi nanzielle 
Abhängigkeiten bei der Behand­
lung eindeutig aufzudecken.

Wie im Journal of Health Eco-
nomics berichtet wird, führten 
Zahnärzte, die jede Dienstleistung 
extra in Rechnung stellen konnten, 

deutlich mehr Röntgenaufnahmen 
durch. Bestätigt wurde diese Er­
kenntnis durch Zahnärzte, die im 
Untersuchungszeitraum von Hono­
rarzahlungen auf Festgehalt (oder 
umgekehrt) wechselten.

Auf der anderen Seite war die 
Anzahl der Röntgenaufnahmen 
auch bei Patienten, die diese Be­
handlung selbst nicht zahlen müs­ 
sen, auffällig hoch. Die Forscher der 
Universität York gehen davon aus, 
dass Patienten diese Zusatzleistung 
scheinbar bedenkenlos in Anspruch 
nehmen, wenn sie die Kosten selbst 
nicht tragen müssen.

Das Forscherteam sieht den 
 fi nanziellen Einfl uss kritisch und 
fordert Reformen, um willkürliche 
Röntgenaufnahmen zu unterbinden 
und Patienten nicht unnötig Rönt­
genstrahlungen auszusetzen. 

Quelle: ZWP online

Einheitliche Gebührenordnung für 
Ärzte verletzt Patienten-Grundrechte

Eindeutige Ergebnisse eines aktuellen Gutachtens 
fünf führender Gesundheitsökonomen.

ESSEN – Eine einheitliche Gebüh­
renordnung für Ärzte greife in die 
Vertragsfreiheit der Versicherten 
und die Berufsfreiheit der Ärzte 
sowie der Krankenversicherer ein. So 
ist es in einem aktuellen Gutachten 

von fünf führenden Gesundheits­
ökonomen zu lesen. Nach Ansicht 
der Freien Ärzteschaft (FÄ) gehen 
die Eingriffe aber noch viel weiter: 
„An einheit liche Arzthonorare würde 
letztlich eine Einheitsmedizin ge­
koppelt – und zwar höchstens im 
 Bereich ‚ausreichend‘“, sagte FÄ­ 
Vorsitzender Wieland Dietrich Ende 
Januar in Essen. „Das Recht des 
 Bürgers und Patienten auf eine opti­
male Medizin würde verweigert.“

Für Wahlfreiheit
Dietrich sieht hier elementare 

Wahl­ und Freiheitsrechte der Bürger 
gefährdet. „Wir sprechen uns aus­
drücklich für die Wahlfreiheit aus. 
Und für jeden Bürger muss es zu­
mindest möglich sein, die individuell 
beste Medizin zu bekommen. Alles 

andere ist verfassungsrechtlich be­
denklich, unärztlich sowie bürger­ 
und patientenfeindlich.“

Der Behandlungsbedarf der Pa­
tienten ist unterschiedlich und hängt 
maßgeblich auch von Erwartungen 

und Wünschen des Einzelnen ab. 
Mit einer Einheitsgebührenordnung 
könnten Ärzte das nicht mehr be­
rücksichtigen, weil der individuelle 
Behandlungsaufwand nicht in die 
 Honorarberechnung einf ließen 
würde. „Zudem würde eine Einheits­
gebührenordnung dem Prinzip der 
Kostendämpfung unterworfen wer­
den“, erläutert der FÄ­Chef. Damit 
käme es zur Uniformierung der 
 gesamten Medizin lediglich auf Ba­
sisniveau – das sei weder mit dem 
Grundrecht der Patienten auf kör­
perliche Unversehrtheit noch mit 
dem auf Vertragsfreiheit vereinbar. 
„Und: Bei der Gesundheit handelt 
es sich fraglos um eines der wich­
tigsten Güter überhaupt.“ 

Quelle: Freie Ärzteschaft e.V.

FÄ-Vorsitzender Wieland Dietrich

©
 Freie Ärzteschaft e.V.

DEN HAAG – Die Aufgabenberei­
che des Dentalhygienikers (DH) 
sind in jedem Land strengstens 
 geregelt. Der niederländische Ge­
sundheitsminister Bruno Bruins 
plant jedoch eine Ausweitung des 
Tätigkeitsfeldes – und stößt auf 
Protest.

Im Vergleich zu den USA oder 
der Schweiz, wo Dentalhygieniker 
beispielsweise Diagnosen oder Se­
dierungen durchführen dürfen, 
wird der Kompetenzbereich des 
zahnmedizinischen Fachpersonals 
in Deutschland klar von dem eines 
Arztes getrennt. Festgesetzt sind die 
Kompetenzen des DH hierzulande 
durch die Bundeszahnärztekam­
mer. Auch in den Niederlanden sind 
Dentalhygieniker – ähnlich wie 
hier – ebenfalls ausschließlich zu 

präventiven, pädagogischen und the­
rapeutischen Aufgaben befähigt.

Testphase geplant
Diesen Umstand will der der­

zeitige niederländische Gesund­
heitsminister nun ändern. Er for­
dert eine Ausweitung der Aufga­
benbereiche für Dentalhygieniker, 
wie DutchNews.nl berichtet. So 
möchte er ihnen unter anderem 
 zukünftig erlauben, Zahnfüllungen 
zu setzen und andere „einfache“ 
Aufgaben von Zahnärzten zu über­
nehmen. Hierfür plant er eine zu­
nächst fünfjährige Testphase, die 
2020 starten soll.

Kritik für dieses Vorhaben ern­
tet Gesundheitsminister Bruins je­
doch aus den Reihen der Zahn­ 
ärzte und Versicherungen, die hö­

here Kosten befürchten. Eine vom 
Patientenverband durchgeführte Um­
frage zeigte zudem, dass sich auch 
Patienten derzeit lieber von einem 
Zahnarzt behandeln lassen möch­
ten.

Sicherstellung der 
zahnärztlichen Versorgung

Der Minister verfolgt mit dem 
Experiment das Ziel, Zahnärzte in 
ihrem komplexen Verantwortungs­
bereich zu entlasten. Das ohnehin 
in der Praxis beschäftigte zahn­
medizinische Fachpersonal könne 
bei drohendem Zahnärztemangel 
so die zahnärztliche Versorgung 
 sicherstellen. 

Quelle: ZWP online
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Neues – und Ungeklärtes – beim aktuellen Mutterschutzgesetz
„Ausschuss für Mutterschutz“ soll Anwendungsoptimierungen erarbeiten.

AUGSBURG – Zum 1. Januar 2018 
ist das neue Mutterschutzgesetz 
(MuSchG) in Kraft getreten, das 
 einerseits bestehende Regelungen 
fortschreibt, andererseits aber auch 
einiges an Veränderungen für Ar­
beitgeber und Arbeitnehmerinnen 
in den zahnärztlichen Praxen bringt.

Neu beispielsweise ist, dass die Ver­
ordnung zum Schutze der Mütter 
am Arbeitsplatz (MuSchGArbV) 
letztlich in das neue Mutterschutz­
gesetz mit eingefl ossen ist. Neu ist 
auch, dass die Vorgaben des Gesetzes 
für alle schwangeren und stillenden 
Frauen gelten – also auch schon für 
Schülerinnen, Auszubildende und 
Studentinnen, allerdings gilt das 
 Gesetz, wie bereits das alte MuSchG, 
nicht für selbstständige Praxisinha­
berinnen. 

Stärker hervorgehoben wurde 
die bereits schon früher verpfl ich­
tende Gefährdungsbeurteilung hin 
zu einer individuellen sorgfältigen 
Prüfung, die den jeweiligen (beste­
henden) Arbeitsplatz der angestell­
ten schwangeren/stillenden Mit­
arbeiterin betrifft. Vor allem die 
 Intention des Gesetzes wurde neu 

gefasst: Ziel des neuen MuSchG ist 
es, mehr Müttern als bisher die Teil­
habe am Berufsleben zu ermög­
lichen und dementsprechend Ar­
beitsplätze so zu gestalten, dass dies 
möglich ist. Schwangere/stillende 
Mütter sollen am Arbeitsplatz nicht 
benachteiligt werden.

Dentista: 
Noch vieles ist ungeklärt

Allerdings bietet das neue 
MuSchG, wie der Zahnärztinnen­
verband Dentista feststellt, auch 
viel noch Ungeklärtes. Um offene 
Fragen und fehlende oder kritische 
Aspekte des Gesetzes – auch berufs­
gruppenspezifi sch – hinsichtlich 
seiner Anwendung zu optimieren, 
hat der Gesetzgeber (auch dies ist 
im MuSchG neu festgeschrieben) 
einen „Ausschuss für Mutter­
schutz“ eingerichtet, der diese An­
wendungsoptimierungen erarbei­ 
ten soll. Dieser Ausschuss hat seine 
Arbeit gerade erst aufgenommen, 
das Gesetz wird also noch eine 
ganze Weile in der bestehenden 
Form laufen und gelten, die eine 
Reihe noch zu klärender Aspekte 
beinhaltet.

Hochschulen vor 
erheblichen Herausforderungen

Eine große Herausforderung 
beispielsweise wird die Umsetzung 
des Gesetzes für die Hochschulen 
bringen – allein im Bereich Zahn­, 
Mund­ und Kieferheilkunde kön­
nen schwangerere/stillende Stu­
dentinnen an zahlreichen Kursen 
aufgrund der arbeitsschutzrecht­
lichen potenziellen Gefährdung 
nicht teilnehmen, hier müssen die 
Kliniken ein „Beschäftigungsver­
bot“ aussprechen. Da gleicherma­
ßen aber auch keine Benachtei­
ligung der schwangeren/stillenden 
Studentinnen akzeptiert wird, bei­
spielsweise eine Verlängerung der 
Ausbildungszeit und daraus mög­
licherweise resultierende Probleme 
bei BAföG­Leistungen, stehen die 
Hochschulen derzeit vor kaum 
überwindbaren Lösungsaufgaben. 

Bereits bei den ersten Arbeits­
runden im Ausschuss für Mutter­
schutz hat sich gezeigt, dass die 
Hochschulen einerseits auf die 
kaum umsetzbaren Erwartungen 
des Gesetzgebers hinwiesen und 
andererseits die Vertreter des Ge­
setzgebers deutlich machten, dass 
sie Lösungen erwarten. Generell 
nimmt der Gesetzgeber den Mut­
terschutz sehr ernst – in eigenen Pa­
ragrafen listet er eine eindrucksvoll 
heftige Ansammlung an Strafmaß­
nahmen bei Zuwiderhandlung auf. 
In einer Umfrage unter Zahnärz­
tinnen, die ihr Kind während des 
Studiums bekommen haben, wird 
deutlich, dass die Bandbreite der 
Lösungen (oder Reaktionen?) sei­
tens der Kliniken oder direkt der 
Dozenten bisher enorm war. Sie 
reichte von sofortigem Verbot der 
Teilnahme an Kursen über die Ver­
leugnung der Schwangerschaft bis 
hin zu „zugedrückten Augen“ der 
Kursleiter. Das Spektrum der Reak­
tionen war sehr groß und unein­
heitlich, seitens mancher Studentin 
mit dem Gefühl verbunden, schi­
kaniert worden zu sein. Das neue 
MuSchG wird hier, wenn erst be­
rufsgruppenspezifi sche Hinweise 

für das Zahnmedizinstudium vor­
liegen, sicher mehr Klarheit für Stu­
dentinnen und Dozenten liefern. 

Gefährdungsbeurteilung: 
Details noch offen

Ein Aspekt, der sowohl für die 
Hochschulen als auch für die Pra­
xen einer grundlegenden Klärung 
bedarf, ist die genaue, berufsgrup­
penspezifi sche Defi nition der Risi­
ken, die zu einem Beschäftigungs­
verbot führen sollen, sofern keine 
Umgestaltung des Arbeitsplatzes 
möglich ist oder ein alternativer, 
der Qualifi kation entsprechender 
Arbeitsplatz zur Verfügung gestellt 
werden kann. Solche Kriterien sol­
len bis Ende 2018 auf der Grund­
lage aktueller Weiterentwicklun­
gen in den Berufsbereichen erho­
ben, ausgewertet und formuliert 
sein und zum 1. Januar 2019 in 
Kraft treten. Bis dahin gelten die 
im MuschG gelisteten Risiken und 
die etwas ungenau defi nierte „un­
verantwortbare Gefährdung“.

Stilldauer & Kündigungsschutz
Als ein nicht klar gezeichnetes 

Thema mit entsprechend „Deu­
tungsspielraum“ erweist sich laut 
Dentista der Aspekt der Dauer des 
Stillens. Das MuSchG sieht für 
 Stillende dann ein Beschäftigungs­
verbot vor, wenn ein solches für 
diesen Arbeitsplatz auch in der 
Schwangerschaft galt. Zahnärztin­
nen können nach der Mutter­
schutzzeit entscheiden, ob sie in 
 Elternzeit gehen oder zurück an 
ihren Arbeitsplatz möchten. Ist 
Letzteres bei einer Stillenden der 
Fall, muss der Arbeitgeber wie bei 
Schwangerschaft ein Beschäfti­
gungsverbot aussprechen. Jedoch 
sollte sich die Stillende bewusst 
sein, dass der Kündigungsschutz 
durch die Schwangerschaft nach 
vier Monaten erlischt. Ohne auf 
weitere Aspekte zu diesem Thema 
einzugehen, zeigt sich: Die Frage 
der „Stilldauer“ ist durch den 
 Gesetzgeber bei einem Beschäfti­
gungsverbot nicht defi niert. Als 

problematisch erweist sich der Um­
stand, dass hinsichtlich der mit 
einem Beschäftigungsverbot ein­
hergehenden Erstattung des Mut­
terschutzlohnes („U2­Umlage“) 
durch die Krankenkassen einige 
Kassen die Ansicht vertreten, dass 
§ 7 MuSchG betreffend die Frei­
stellung zum Stillen am Arbeits­
platz, die neu in diesem Gesetz auf 
die Dauer von 12 Monaten nach 
der Geburt begrenzt wird, auch 
für die Dauer eines Beschäftigungs­
verbotes aufgrund des Stillens gilt. 
Dieser Auffassung schließt sich 
der Dentista e.V. nicht an, da die 
„Freistellung“ zum Stillen am Ar­
beitsplatz nicht mit einem „Be­
schäftigungsverbot“ vergleichbar ist, 
in dem es keinen Arbeitsplatz mit 
entsprechendem Freistellungsbe­
darf zum Stillen gibt. Das Ergebnis 
der juristischen Prüfung dieser 
Sachlage durch Dentista­Rechts­
beirätin RAin Jennifer Jessie ist auf 
der Dentista­Website zu fi nden. 

Stillbescheinigungen: 
nicht vorgesehen

Wie Diskussionen zum Thema 
„Still­BV“ zeigen, gibt es in den 
Praxen erhebliche Unsicherheiten 
auch zum Thema Stillnachweis. 
Während die Notwendigkeit der 
Bescheinigungen und die Über­
nahme entstehender Kosten bei 
einer Schwangerschaft im MuSchG 
genauer geregelt sind, fi ndet sich 
zum Thema Stillen nur der Hinweis 
auf die Verpfl ichtung der stillenden 
Angestellten, den Arbeitgeber über 
das Stillen zu informieren. Allein 
schon zur eigenen Absicherung 
hinsichtlich der Erstattung des 
Mutterschutzlohnes im Rahmen 
der „U2­Umlage“ empfi ehlt Den­
tista den Arbeitgebern und ihren 
angestellten stillenden Zahnärztin­
nen, bis zur weiteren Klärung die­ 
ses Aspekts das Stillen durch eine 
monatliche Stillbescheinigung zu 
dokumentieren. 

Quelle: Dentista e.V.
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Ärzte müssen eine Aufnahme in Bewertungsportal nicht prinzipiell dulden
Klägerin erzielt Grundsatz-Sieg vor dem Bundesgerichtshof.

KÖLN – Der Bundesgerichtshof 
hat mit Urteil vom 20. Februar 
 entschieden, dass jameda eine von 
HÖCKER Rechtsanwälte vertre­
tene Ärztin vollständig aus dem 
Portal löschen muss (BGH, Urt. v. 
20.02.2018 – Az. VI ZR 30/17). 

Das Gericht folgt damit der Ar­
gumentation von HÖCKER Rechts­
anwälte, wonach bei der Frage, ob 
ein Arzt gegen seinen Willen eine 
Aufnahme in ein Bewertungsportal 
dulden muss, zwischen klassischen 
reinen Bewertungsportalen einer­
seits und Portalen mit Präsenta­
tions­ und Werbemöglichkeiten zu­
gunsten der zu bewertenden Ärzte 
andererseits zu unterscheiden ist: 
Während klassische reine Bewer­
tungsportale eine gesellschaftlich 
gewünschte Funktion erfüllen, ver­

folgen Portale mit Präsentations­ 
und Werbemöglichkeiten zuguns­
ten der zu bewertenden Ärzten vor­
nehmlich profi torientierte Zwecke 
des Betreibers und dessen jeweiligen 
zahlenden Kunden. Für solche Zwe­
cke müssen Ärzte ihre Daten nicht 
zwangsweise hergeben. Erst recht 
müssen es Ärzte nicht dulden, im 
Rahmen solcher Portale mit ihrem 
jeweiligen (Zwangs­)Profi l unmit­
telbar als Werbefl äche für zahlende 
Konkurrenten herzuhalten. 

Die Entscheidung des BGH ist 
insoweit bahnbrechend, als der 
BGH im Jahr 2014 schon einmal 
über die Aufnahme eines Arztes 
speziell in das Portal jameda zu ent­
scheiden hatte. Damals hielt der 
BGH die Aufnahme für zulässig, 
weil er aus prozessualen Gründen 

unterstellen musste, dass jameda ein 
klassisches reines Bewertungsportal 
sei. Zur Finanzierung von jameda 
durch sog. „Premium­Pakete“ und 

der damit einhergehenden Un­
gleichbehandlung von Ärzten hin­
sichtlich der Profi lgestaltung und 
der Frage, ob auf dem eigenen Profi l 

Werbung für Konkurrenten ange­
zeigt wird, war damals schlicht 
nicht rechtzeitig vorgetragen wor­
den. Faktisch führte dies dazu, dass 
Ärzte bislang nur die Wahl hatten, 
entweder ihre unvorteilhafte Dar­
stellung auf jameda und die damit 
einhergehende Umleitung interes­
sierter Nutzer auf die Profi le zah­
lender Konkurrenten hinzuneh­
men oder ihrerseits jeden Monat 
Geld an jameda zu zahlen, um vor­
teilhaft präsentiert zu werden und 
von Werbung auf dem eigenen Pro ­
fil verschont zu werden. Dieser 
 Praxis hat der BGH nun einen 
 Riegel vorgeschoben. 

Quelle: 
HÖCKER Rechtsanwälte 
Partnerschaftsgesellschaft
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Der Bundesgerichtshof in Karlsruhe.
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